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N A  C H R I C H T E N  

Bombenanschläge in 
Pakistan 
LAHORE: Bei zwei Bombenanschlägen in Pa­
kistan sind gestern drei Menschen getötet wor­
den. D e r  erste Sprengsatz explodierte nach An­
gaben der  Polizei in einem Überlandbus kurz 
nach der  Abfahrt in der Stadt Lahore. Wenige 
Stunden später detonierte eine zweite Bombe in 
einer Motor-Rikscha in der  68 Kilometer nord­
westlich gelegenen Ortschaft Gujranwala und 
tötete zwei Kinder. In den vergangenen Mona­
ten sind in Pakistan Dutzende Anschläge verübt 
worden, die Hintergrtlnde blieben bisher unbe­
kannt. 

Russische Offensive 
wird noch andauern 
NASRAN: Die seit zehn Monaten andauernde 
russische Offensive in Tschetschenien wird nach 
den Worten von Verteidigungsminister Igor Ser-
gejew möglicherweise den Winter hindurch 
fortgesetzt. Die Streitkräfte hätten bislang nicht 
die völlige Kontrolle über die Kaukasusrepu­
blik errungen; der Zeitraum Herbst/Winter sei 
eine gute Zeit, um die Operation abzuschlies-
sen, sagte Sergejew vor dem Föderationsrat in 
Moskau. Militärsprecher haben dagegen seit 
Monaten erklärt, der Sieg sei greifbar nahe. 

D e r  Rat der tschetschenischen Feldkomman­
deure beschloss unterdessen eine Ausweitung 
ihres Partisanenkriegs gegen die russischen 
Trappen in der Kaukasusrepublik. Angesichts 
der derzeit günstigen Umstände seien Militäro­
perationen auf breiter Front geplant, sagte ein 
Sprecher des tschetschenischen Präsidenten As-
lan Maschadow am Freitag. 

Spektakulärer 
Freispruch 
BERLIN: Zehn Jahre nach der  Wiedervereini­
gung sind erstmals frühere DDR-Spitzenpoliti­
ker  vom Vorwurf des Totschlags an Mauer-
Flüchtlingen freigesprochen worden. Das Berli­
ner Landgericht urteilte am Freitag Uberra­
schend, die ehemaligen SED-Politbüromitglie­
der Siegfried Lorenz, Hans-Joachim Böhme 
und Herbert Häber seien nicht als Schreib­
tischtäter anzusehen. Sie hätten an keinen Be­
schlüssen zum Schiessbefehl oder zur Ausge­
staltung der innerdeutschen Grenze mitge­
wirkt. Deshalb sei die von den Anklägern ge­
forderte Verurteilung wegen mehrfachen Tot­
schlags durch Unterlassen nicht möglich. 

Staatsanwaltschaft und Nebenklage wollen 
den Freispruch in dem letzten grossen Prozess 
gegen DDR-Spitzenpolitiker in der Revision 
vom Bundesgerichtshof aufheben lassen. 
Frühere DDR-Bürgerrechtler, darunter Bärbel 
Bohley, sprachen, von einer skandalösen Ent­
scheidung, die die Opfer verhöhne. 

Extreme Hitze auf dem 
Balkan 
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ZAGREB: Die extreme Hitzewelle im Süden 
und Südosten Europas hält an: Gestern stieg das 
das Thermometer in der mazedonischen Haupt­
stadt Skopje bis auf 47 Grad Celsius. Bislang 
hält Bulgarien den Hitzerekord mit 45 Grad. 
Die extremen Temperaturen in Kroatien, Bul­
garien, Mazedonien, Rumänien und Griechen­
land habennach Angaben von Behörden und 
Medien bisher etwa 60 Menschen das Leben ge­
kos te t  Allein in Kroatien starben innerhalb von 
zwei Tagen mehr als 40 Menschen. Hunderte la­
gen nach Medienberichten in Spitälern. In Grie­
chenland hatte die Hitzewelle am Donnerstag­
nachmittag in Athen ihren Höhepunkt mit 44,2 
Grad erreicht. Zahlreiche Brände in Italien, 
Bulgarien, in der  Türkei und in Griechenland 
vernichteten bereits Thusende Hektaren Wald. 
Enorme Dürre gefährdet in vielen Ländern die 
Ernten. 

Militär bereitet sich in Nordiriand auf Gewalt vor 

LONDON/BELFASTi Starke Ver-
bände des britischen Militärs und 
der Polizei haben gestern ihre Vor­
bereitungen fortgesetzt, mit denen 
der befürchtete Ausbruch neuer 
schwerer Gewaltaktionen in Nor­
dirland verhindert werden soll. 

Während sich im Streit um den für 
Sonntag geplanten, jedoch verbote­
nen Marsch des protestantischen 
«Oranier»-Ordens in der  Kleinstadt 
Portadown die Fronten verhärteten, 
setzten die Sicherheitskräfte die Ar­
beiten an den Absperrungen gegen 
die Demonstranten fort. 

Gespräche abgelehnt 
Der Führer der  pro-britischen 

«Oranier» von Portadown, Harold 
Gracey, lehnte am Freitag Ge­
spräche mit den Vertretern der ka­
tholischen (republikanischen) Be­
wohner der  Garvaghy-Strasse von 
Portadown ab. 

Die «Oranier» bestehen darauf, 
ihren Marsch durch die katholische 
Strasse zu führen, die Sicherheits­
kräfte wollen ein entsprechendes 
Verbot durchsetzen. 

Gracey lehnte es  auch ab, sich von 
den Gewalttaten extremistischer 
Anhänger einiger protestantischer 
Milizen zu distanzieren. 

Unter Bezug auf den Präsidenten 
der  republikanischen Sinn-Fein-
Partei, Gerry Adams, sagte Gracey: 
«Ich verurteile die Gewalt nicht, 
weil auch Gerry Adams niemals die 
Gewalt verurteilt.» Das Verbot des 

In Nordirland wird am Sonntag eine erneute Gewaltwelle beßrchtet. Barrieren sollen Oranier-Marsch verhindern. 

Marsches durch die Garvaghy-
Strasse hat in den vergangenen fünf 
Nächten vor allem in der nordiri­
schen Hauptstadt Belfast zu einer 
Welle der  Gewalt geführt, die es seit 
dem Friedensabkommen vom April 
1998 nicht mehr gegeben hatte. 
Erstmals seit knapp zwei Jahren 
wurden wieder britische Soldaten in 
Kämpfe auf den Strassen Belfasts 
geschickt. 

Nach Angaben der Polizei wur­
den bei den Unruhen dieser Woche 

37 Polizisten und zwei Soldaten ver­
letzt. Bei 145 Angriffen auf die Si­
cherheitskräfte - fast ausschliesslich 
von Protestanten, die das Marsch­
verbot ablehnen - seien 140 Brand­
bomben geworfen, 268 fertige Mo-
lotowcocktails seien sichergestellt 
worden. 

171 Autos wurden während der 
Unruhen beschädigt oder zerstört, 
50 Fahrzeuge wurde entführt. 43 
Häuser wurden beschädigt. 54 Per­
sonen seien festgenommen worden. 

Die Zwischenfälle der Nacht zum 
Freitag wurden im Vergleich zu den 
vorherigen Nächten als wenfger 
schwer beschrieben. 

Pioniere der Armee, die in den 
vergangenen Tagen bereits eine sie­
ben Meter hohe Metallbarriere in 
Portadown errichtet hatten, mit der 
die Protestanten am Marsch durch 
die Garvaghy-Strasse gehindert 
werden sollen, verlegten am Freitag 
auf Äckern und Feldern Kilometer 
lange Stacheldrahtrollen. 

Österreich beschliesst 
Parlament verabschiedete einstimmig ein Gesetz zur Errichtung eines «Versöhnungsfonds» 

WIEN: Das österreichische Parla­
ment hat am Fteitag das Gesetz zur 
Entschädigung von NS-Zwangsar-
beitem verabschiedet. Es sieht die 
Einrichtung eines Versöhnungs­
fonds vor, aus dem rund sechs Milli­
arden Schilling (674 Millionen Fran­
ken) ausbezahlt werden sollen. 

Von den rund eine Million Men­
schen, die in der  NS-Zeit auf dem 
Gebiet des heutigen Österreichs 
Zwangsarbeit leisten mussten, le­
ben 55 Jahre nach Kriegsende noch 
etwa 150 000. Vom Fonds ausge­
nommen sind Zwangsarbeiter in 

Konzentrationslagern, die von 
Deutschland entschädigt werden 
sollen. Der  Deutsche Bundestag 
hatte am Donnerstag das Entschä­
digungsgesetz verabschiedet. 

Spendenaufruf an 
Unternehmen 

Das nun am Freitag in Wien ein­
stimmig angenommene Gesetz sei 
ein Versöhriüngsversuch mit den 
Opfern, von denen allein die Ver­
söhnung gewährt werden könne, 
sagte Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel. Die Regierung werde 
Druck machen, das notwendige 
Geld hereinzubekommen. Das Ziel 

sei, wie Deutschland noch in diesem 
Jahr mit den Auszahlungen zu be­
ginnen, sagte Schüssel. 

Das Geld soll aus Mitteln des 
Staates und von der  Industrie auf­
gebracht werden. Im Gegensatz zu 
Deutschland wurde in Österreich 
die Summe jedoch nicht fest aufge­
teilt. 

Firmen mit mehr als 250 Mitar­
beitern erhielten ein Schreiben, in 
dem sie gebeten wurden, 0,2 Pro­
zent ihres Umsatzes von 1999 frei­
willig beizutragen. 

Das Gesetz wird erst wirksam, 
wenn die Mittel von Staat und Wirt­
schaft aufgebracht sind und den Un­

ternehmen, die Zwangsarbeiter be­
schäftigten, Rechtssicherheit vor 
Klagen zugesagt wurde. 

Bis zu fast 12 000 franken 
Sklavenarbeiter sollen 105 000 

Schilling (11800 Franken) erhalten. 
Zwangsarbeiter in der Industrie sol­
len mit 35000 Schilling (rund 4000 
Franken) entschädigt werden, jene  
in der Landwirtschaft mit 20 000 
Schilling (etwa 2250 Franken). 
Zwangsarbeiterinnen, die ein Kind 
zur Welt brachten oder zur Abtrei­
bung gezwungen wurden, erhalten 
zusätzlich 5000 Schilling (560 Fran­
ken). 

Barak immer mehr unter Druck 
Auch Schas-Partei droht mit Verlassen der Koalition 

JERUSALEM: Wenige Tage vor 
dem Nahost-Gipfel in Camp David 
gerät Israels Ministerpräsident 
Ehud Barak innenpolitisch Immer 
stärker unter Druck. Aus Protest 
gegen das IVeffen droht nun auch 
der dritte und grösste Koalitions­
partner mit dem Austritt aus der 
Regierung. 

Die ultraörthodoxe Schas-Partei 
verlangte am Freitag vom Minister­
präsidenten, noch deutlicher zu ma­
chen, welche Forderungen der Isra­
eli nicht verhandelbar seien. Sollte 
Barak weitere Zugeständnisse a n  
die Palästinenser planen, werde die 
Schas ihre Rolle in der  Koalition 
überdenken, sagte deren General­
sekretär Raphael Pinhasi. 

Rote Linie 
Die Schas werde kein Friedensab­

kommen unterstützen, das «nicht 
reparierbare Schäden» hinterlasse. 
Der  Regierungschef müsse für 
Schas annehmbare «rote Linien» 
formulieren, forderte das Führungs­

gremium. Der  Regierungschef hatte • 
am Donnerstag erstmals öffentlich 
von einer «roten Linie» gesprochen, 
die er beim Gipfeltreffen mit Paläs­
tinenserführer Jassir Arafat und 
US-Präsident Bill Clinton am kom­
menden Dienstag in Camp David 
bei Washington nicht überschreiten 
werde. Danach will sich Israel unter 
anderem nicht auf die Grenzen von 
1967 zurückziehen. 

Einfluss ist gross 
Der Einfluss der  Schas im Parla­

ment ist mit 17 von insgesamt 120 
Knesset-Abgeordneten gross. Ihr 
Votum gilt als ausschlaggebend für 
die Ratifizierung eines möglichen 
Friedensabkommens mit den Paläs­
tinensern. Die National-Religiöse 
Partei von Wöhnungsbäuminister 
Izchak Levy und die Partei der rus­
sischen Einwanderer von Innenmi­
nister Natan Scharanski hatten be­
reits zuvor ihren Rückzug aus der 
Regierung ahgekündigt, weil Barak 
sie nicht Über seine Position für das 
Gipfeltreffen informiert habe. 

Sollten alle drei Parteien die Ko­
alition verlassen, würde Baraks Re­
gierung nur noch von einem Drittel 
der  120 Parlamentsabgeordneten 
unterstützt werden. Allerdings 
könnte Barak bei seinem Friedens­
kurs noch auf 20 Abgeordnete aus­
serhalb der Koalition zählen. 

IVeffen mit Jordaniens König 
Noch vor dem Gipfel wird Barak 

mit König Abdullah von Jordanien 
und dem ägyptischen Präsidenten 
Husni Mubarak zusammenkom­
men. Die israelische Nachrichtena­
gentur Itim meldete, der Regie­
rungschef werde am Samstagabend 
in Amman erwartet. 

Auf dem Weg in die USA werde 
Barak fernet sinen Zwischenstopp 
in Alexandria einlegen, um mit 
Ägyptens Präsident Mubarak zu 
sprechen. Die beiden arabischen 
Nachbarländer haben mit Israel be­
reits Friedensverträge geschlossen. 

Die israelische und die palästi­
nensische Delegation sollen am Wo­
chenende in den USA eintreffen. 


